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te so gering wie möglich zu 

halten“, erklärt Dr. med. J. 

Schmid von der AG AtomEr-

be Neckarwestheim und kriti-

siert die Weigerung der dem 

Minister unterstehenden Atom-

aufsicht, über zeitgemäße Hand-

lungsoptionen nachzudenken. 

„Der Minister suggeriert wi-

der besseres Wissen, Hinter-

grundstrahlung sei ungefähr-

lich. Es ist durch zahlreiche 

epidemiologische Studien be-

legt, dass schon die Hinter-

grundstrahlung nachweislich 

zu Gesundheitsschäden führt. 

Eine Schwelle, unterhalb derer 

Strahlung ungefährlich wäre, 

existiert nicht“ erläutert Dr. 

med. D.-C. Vogt von der Inte-

ressengemeinschaft Deponien 

Froschgraben Schwieberdin-

gen und Burghof Horrheim, 

„das Argument, eine Strahlen-

belastung bewege sich ‚nur‘ 

innerhalb des Dosisbereichs 

der ‚natürlichen‘ Hintergrund-

strahlung und sei deshalb un-

bedenklich, ist also irrefüh-

rend. Ebenso unlauter sind die 

Versuche, durch Vergleiche z. 

B. mit durch Uran verunrei-

nigtem Phosphat in Kunstdün-

gern die gesundheitliche Ge-

fährdung durch zusätzlichen 

Müll zu bagatellisieren.“ 

„Gerade wenn sich derzeit in 

Deutschland 25 und bald so-

gar 33 Atomkraftwerke in ver-

schiedenen Phasen der Stillle-

gung befinden, geht es um 

Millionen Tonnen kritischen 

Materials“, fasst Vogt die Di-

mension des Problems zusam-

men, „und dieses Material ge-

hört weder auf Allgemeinde-

ponien, noch in die Umwelt, 

noch in die Verwertung, son-

dern muss an den AKW-

Standorten aufbewahrt wer-

den. Das ist praktizierter Ge-

sundheitsschutz!“ 

Auf einer Vorstandssitzung 

am 25. Januar 2017 hat die 

Landesärztekammer die Ange-

legenheit diskutiert und den 

Beschluß ihrer Vertreterver-

sammlung vom November wie-

der online gestellt. Die Fach-

diskussion solle nun intensi-

viert werden, ein Symposium 

dazu sei in Vorbereitung.  

Atommüll 
 

„Bereitstellung“ 
in Brunsbüttel 
hat begonnen 
 
Greenpeace hält das für rechts-

widrig und bezichtigt Robert 

Habeck, Schleswig-Holsteins 

grünen Energieminister, der 

Beihilfe zu strafbaren Hand-

lungen beim Umgang mit 

hochradioaktivem Material in 

Brunsbüttel. Darauf wies die 

Redaktion des Flensburger Ta-

geblatts am 11. Januar 2017 

hin. Einem von Greenpeace in 

Auftrag gegebenen neuen Gut-

achten zufolge ist die bereits 

laufende Einlagerung von 517 

Brennelementen aus dem Re-

aktor des abgeschalteten Atom-

kraftwerks Brunsbüttel in Cas-

toren im direkt daneben lie-

genden Zwischenlager rechts-

widrig. Denn für die Halle 

gibt es nach einem Urteil des 

Oberverwaltungsgerichts 

Schleswig, das 2015 rechts-

kräftig wurde, keine Genehmi-

gung mehr. 

Der Jurist Ullrich Wollenteit, 

der die Klage gegen das Zwi-

schenlager Brunsbüttel seiner-

zeit erfolgreich vertreten hatte 

und jetzt zur „Castor-Bereit-

stellung“ für Greenpeace das 

Rechtsgutachten verfasst hat, 

sieht mit diesem Vorgehen 

durch die grün geführte Be-

hörde in Kiel einen Präze-

denzfall, mit dem die Sicher-

heitsstandards des Atomrechts 

auf fragwürdige Weise unter-

höhlt werden und die auch an 

vielen anderen Standorten künf-

tig bestehende Sicherheitsmän-

gel zu umgehen ermöglicht. 

Habeck sieht das anders. „Das 

Greenpeace-Gutachten verkennt, 

dass es hier nur um eine zeit-

lich befristete Bereitstellung 

und noch nicht um eine Zwi-

schenlagerung geht.“ Für die-

se längerfristige Zwischenla-

gerung sei unstreitig eine neue 

Genehmigung erforderlich, die 

auch schon beantragt sei. „Soll-

te diese für das Standortzwi-

schenlager Brunsbüttel nicht 

erteilt werden, müsste sie für 

ein anderes Lager beantragt 

werden“, so Habeck. 

Zudem sei die Lagerung des 

hochradioaktiven Atommülls 

in dem Zwischenlager siche-

rer: „Das Sicherheitsgutachten 

[des TÜV; Anm. d. Red.] hat 

klar belegt, dass die Trocken-

lagerung der Brennelemente 

im Gebäude des Kernbrenn-

stoffzwischenlagers ein Si-

cherheitsgewinn gegenüber ei-

ner weiteren Nasslagerung im 

Reaktordruckbehälter ist – un-

ter anderem weil dadurch zu-

sätzliche und stärkere Barrie-

ren geschaffen werden. So ist 

das Gebäude des Zwischenla-

gers allemal sicherer als der 

Reaktordruckbehälter.“ Seit dem 

Sommer hat Vattenfall rund 

150 Brennelemente umgela-

gert, zwei Castoren stehen be-

reits im Zwischenlager. Dazu 

kommen weitere neun Casto-

ren mit 468 Brennelementen, 

die dort nach dem Urteil per 

Verfügung der Atomaufsicht 

geduldet sind.  

 
Buchmarkt 
 

Grenzwert-
bildung im 
Strahlenschutz 
 
Vor zwei Jahren, im Januar 

2015, hatten das Institut für 

Radioökologie und Strahlen-

schutz der Leibniz Universität 

Hannover und das Institut für 

Rechtswissenschaften an der 

Technischen Universität Braun-

schweig im Braunschweiger 

„Haus der Kulturen“ im Rah-

men des vom Bundesfor-

schungsministerium finanzier-

ten ENTRIA-Projektes „Ent-

sorgungsoptionen für radioak-

tive Reststoffe: Interdiszipli-

näre Analysen und Entwick-

lung von Bewertungsgrundla-

gen“ ein Werkstattgespräch 

„Grenzwertbildung im Strah-

lenschutz“ durchgeführt. Dazu 

ist jetzt im Berliner Wissen-

schafts-Verlag der Tagungs-

band erschienen, herausgege-

ben von dem Juristen Prof. Dr. 

jur. Ulrich Smeddinck (Braun-

schweig) und der Diplom-

Geologin Claudia König 

(Hannover). Um es gleich klar 

zu sagen: Dieser Tagungsband 

ist ein erschütterndes Doku-

ment der Unkenntnis und 

Oberflächlichkeit. Die Betei-

ligten verharren auf einem 

Kenntnisstand über Strahlen-

wirkungen von vor vier Jahr-

zehnten. 

So begrüßenswert es ist, wenn 

die beiden Herausgeber einlei-

tend feststellen: „Das Be-

wusstsein wächst, dass Grenz-

werte und ihre Festsetzung 

nicht bloß Sachfragen sind, 

die der kundigen Expertokra-

tie überlassen werden sollten, 

sondern dass implizite funda-

mentale Werturteile enthalten 

sind. Für diese sind Fachex-

perten aber nicht ausgebildet. 

Deshalb bedarf es der Beteili-

gung der demokratischen Öf-

fentlichkeit.“ 

So behauptet jedoch speziell 

der Physiker Dr. Rainer Gel-

lermann, von 2007 bis 2008 

und von 2011 bis 2016 Mit-

glied der deutschen Strahlen-

schutzkommission (SSK) und 

Vorsitzender des SSK-Aus-

schusses Radioökologie, epi-

demiologische Studien hätten 

bisher nur Effekte nachweisen 

können, „wenn die (zusätzli-

che) Dosis durch eine Strah-

lenexposition größer als ca. 

100 mSv lag“. Die Internatio-

nale Strahlenschutzkommissi-

on (ICRP) habe 2007 festge-

stellt, daß „im Dosisbereich 

unter 0,1 Gy ‚kein Gewebe 

klinisch relevante funktionelle 

Beeinträchtigungen zeigt‘“.8 

Der Autor läßt offen, ob er 

sich dabei auf deterministi-

sche (akute) oder stochasti-

sche (tendenziell später auftre-

tende) Schäden bezieht und 

meint, „dieser Schwellenwert“ 

könne „daher als Maßstab für 

eine Bewertung von ionisie-

render Strahlung genutzt wer-

den“. Und er bezieht sich auf 

ein (stochastisches) Risiko 

nach Strahlenexposition eine 

(tödliche) Erkrankung zu er-

                                                  
8 Die Energiedosis von 0,1 Gy 

wird für Gamma- und Beta-

Strahlung gleich 100 mSv gesetzt 

(Anm. d. Red.). 


